
Briefing aus Bern

Hin und Her um 
Altersvorsorge, Zoff 
um Impfverträge – 
und noch ein 
Referendum gegen 
Steuersenkungen
Das Wichtigste in Kürze aus dem Bundeshaus (171).
Von Reto Aschwanden, Dennis Bühler, Priscilla Imboden und Cinzia Venafro, 09.12.2021

Einmal mehr versucht sich das Parlament an der Stabilisierung der Alters-
vorsorge. Der Nationalrat hat diese Woche eine AHV-Reform beschlossen, 
die noch diesen Dezember vom Parlament fertig beraten werden soll.

Kernstücke bilden die Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65 sowie die 
Anhebung der Mehrwertsteuer um 0,4 Prozentpunkte. Damit soll die AHV 
bis 2030 gesichert werden. Streitpunkt: Wie sollen Frauen der Jahrgän-
ge entschädigt werden, die nach geltendem Recht mit 64 Jahren in Ren-
te gehen würden? Die grosse Kammer beschloss für neun Jahrgänge einen 
Rentenzuschlag zwischen 70 und 140 Franken pro Monat, wobei kleinere 
Einkommen höhere Zuschläge erhalten. Das bedeutet: Ein Drittel des Gel-
des, das durch die Reform eingespart wird, geht als Entschädigung an die 
Übergangsjahrgänge.

Ruth Humbel, die das Geschä« für die Mittepartei betreut, zeigte sich auf 
Anfrage der Republik zufrieden: »Die Zeit ist reif, um das Rentenalter der 
Frauen zu erhöhen.x Es gebe keine Benachteiligung der Frauen bei der AHV, 
also der ersten Säule. 

Anders ist es bei der zweiten Säule, der Pensionskasse. Dort erhalten Frauen 
im Schnitt ein Drittel weniger Rente als Männer.

Auch bei der zweiten Säule hat der Nationalrat diese Woche Reformschritte 
beschlossen. Bei dieser kompleIen Vorlage geht es nicht nur um Einspa-
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rungen. Neu sollen auch kleinere Einkommen versichert werden. Hinter-
grund: Wer nur in einem tiefen Pensum arbeitet, wie es viele Frauen tun, 
erzielt heute o«mals ein Einkommen, das unter der Zugangsschwelle für 
eine Pensionskasse liegt. 

Un vielen Punkten speckte die grosse Kammer die bundesrätliche Vorla-
ge ab, die auf einem Kompromiss zwischen dem Arbeitgeberverband und 
den Gewerkscha«en beruht. Die Ratsmehrheit störte sich insbesondere an 
Massnahmen zur Omverteilung von den Erwerbstätigen zu den Rentnerin-
nen. FDP-Nationalrätin Regine Sauter erklärte im Rat: »Wie wollen Sie ei-
ner heute 30-jährigen Verkäuferin erklären, dass sie Zuschläge für heute gut 
situierte Rentner bezahlt, das ist nicht sozial.x 

Antworten auf diese und andere Fragen können nun die Ständeräte suchen. 
Ond das in aller Ruhe, denn die Reform der zweiten Säule kommt erst näch-
sten Sommer in die kleine Kammer.

Die grünliberale Nationalrätin Melanie Mettler –ndet die aktuelle Versi-
on einseitig. Sie versuchte vergeblich, die Erhöhung des Frauenrentenalters 
an die Reform der zweiten Säule zu knüpfen. »Das hätte die AHV-Reform 
gestärkt und das Parlament verpTichtet, bei der zweiten Säule die Onter-
versicherung der Frauen anzugehen. Uch zähle darauf, dass der Ständerat 
als Zweitrat die Reform breiter abstützt.x

Das Referendum ist  beiden Vorlagen allerdings bereits  heute so gut 
wie sicher: »Diese einseitige Abbauvorlage werden wir bekämpfenx, sagt 
SP-Nationalrätin Flavia Wasserfallen. Die bürgerliche Mehrheit habe die 
Reform laufend umgeschrieben und die Forderungen der Banken und des 
Pensionskassenverbandes ASUP erfolgreich durchgesetzt. Das nütze vor al-
lem den Besserverdienenden und der Versicherungsbranche.

Ond damit zum Brie–ng aus Bern.

Steuersenkungen: SP ergreiw Reiteres federenmuW
ohruW  es  geat: Vergangene  Woche  beschloss  das  Parlament,  die 
Verrechnungssteuer auf Lbligationen abzuschaÖen. Kostenpunkt laut 
Bundesrat: 200 Millionen Franken jährlich, zu Beginn jedenfalls y laut Kri-
tikerinnen könnte der Betrag steigen, da die Berechnungen auf dem aktu-
ellen Ciefzinsniveau beruhen. Die SP kündigt unter anderem mit diesem 
Argument nun das Referendum an. Zudem sei die Anpassung ein Freipass 
für Steuerkriminalität. Dies, weil die Verrechnungssteuer als Anreiz dient, 
die Zinsen auf Vermögen dem Fiskus gegenüber wahrheitsgetreu zu dekla-
rieren y sie wird nach der Einreichung der Steuererklärung jeweils rück-
erstattet. 

oüruW Sie müs Rissen WIssen: Hier –ndet eine weitere Episode statt 
in der ewigen Saga Kapital versus Arbeit. Aktuell sind mehrere Steuer-
senkungsprojekte unterwegs. So hat das Parlament im September die Ab-
schaÖung der Undustriezölle beschlossen. Kostenpunkt: eine halbe Mil-
liarde Franken pro Jahr. Schon im Sommer hat das Parlament entschie-
den, die Stempelsteuer teilweise abzuschaÖen, was Mindereinnahmen von 
250 Millionen Franken in der Bundeskasse bedeuten würde. Dagegen hat 
ein Komitee aus SP, Grünen und Gewerkscha«en das Referendum ergrif-
fen. Die bürgerliche Mehrheit im Parlament will mit den Steuersenkungen 
den Finanz- und Undustriestandort entlasten, den Finanzplatz stärken und 
Wirtscha«swachstum generieren. Die linke Gegnerscha« befürchtet, dass 
wegen der Entlastung des Kapitals die /ohnarbeiter am Schluss die Zeche 
bezahlen.
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oie es Reitergeat: Um Februar be–ndet die Stimmbevölkerung über die 
AbschaÖung der Stempelsteuer. Die bevorstehende Abstimmung hat dazu 
geführt, dass die bürgerliche Mehrheit im Parlament im Herbst ihre Abbau-
pläne gemässigt hat. Über die Verrechnungssteuer wird die Bevölkerung 
im nächsten Jahr be–nden, sofern die SP genügend Onterschri«en zusam-
menbringt.

pWvdäertrlge: PürbüWent streitet IOer Ayenbegung
ohruW es geat: Eine Mehrheit aus SVP, SP und den Grünen votierte im 
Nationalrat dafür, dass die Verträge zwischen der Schweiz und UmpfstoÖ-
herstellern wie Moderna oder P–zer oÖengelegt werden. Dagegen war ne-
ben der FDP auch die G/P. Werde bei diesen Verträgen das 9Öentlichkeits-
gesetz angewandt, bringe dies bei kün«igen Umpfsto;eschaÖungen grosse 
Nachteile, argumentierten die Gegnerinnen, die diese Woche im Ständerat 
eine Mehrheit fanden.

oüruW Sie müs Rissen WIssen: UmpfstoÖ ist ein grosses Geschä«, und die 
Kaufverträge sind ein grosses Geheimnis. Die Pharmabranche will, dass das 
so bleibt. Würden die Vereinbarungen bekannt, wäre das eine Missachtung 
der sogenannten Vertragstreue. Nach einer LÖenlegung wäre die Schweiz 
kein »vertrauenswürdiger Partner im internationalen Omfeldx mehr, so der 
Verband der forschenden Pharmaunternehmer. Um Stöckli wehrte sich eine 
Mehrheit aus FDP und Mitte gegen Cransparenz. Auch SP-Ständerat Paul 
Rechsteiner äusserte sich dagegen: Nach Ansicht des Juristen wäre die Lf-
fenlegung »dazu geeignet, gröberen Schaden herbeizuführen, weil sich die 
Schweiz dann nicht mehr in derselben Position bezüglich der UmpfstoÖe 
be–ndet, in der sie bis heute warx.

oie es Reitergeat: Der Nationalrat beharrte gestern auf seiner Forderung, 
die Verträge oÖenzulegen. Somit geht die DiÖerenzbereinigung im Stöckli 
weiter. Kommen die beiden Räte zu keinem Ergebnis, muss eine Einigungs-
konferenz darüber entscheiden. Um Ausland sorgten geleakte Verträge be-
reits für grosses Aufsehen. So fanden im Sommer die Geheimverträge zwi-
schen P–zer und Albanien sowie Brasilien den Weg an die 9Öentlichkeit.

Gscb: Gusbünmsreisen dIr ährblu-g GudgenhWWene 
äerOhten
ohruW es geat: Der Nationalrat ist auf die /inie des Ständerats einge-
schwenkt und hat sich ebenfalls für neue Reiserestriktionen für vorläu-
–g Aufgenommene entschieden. Orsprünglich wollte die grosse Kammer 
nur Reisen ins Heimatland verbieten. Die beiden Räte weiteten das Ver-
bot nun aber auf den Schengen-Raum aus y was einer eigentlichen Reise-
sperre gleichkommt. Gelockert werden hingegen die Bedingungen für ei-
nen Kantonswechsel: Vorläu–g Aufgenommene sollen dadurch einfacher 
Jobs oder Ausbildungsplätze –nden.

oüruW Sie müs Rissen WIssen: Die Frage, inwiefern geTüchteten Perso-
nen Reisen ins Ausland erlaubt sind, ist umstritten. Die beiden Parlaments-
kammern haben lange um die Revision des Ausländer- und Untegrations-
gesetzes gerungen. Das nun beschlossene Verbot geht auf eine Motion aus 
dem Jahr 2015 des heutigen Mitte-Präsidenten Gerhard P–ster zurück. Er 
wollte, dass eine vorläu–ge Aufnahme nach einer unerlaubten Heimat-
reise erlischt y ansonsten sei die Glaubwürdigkeit des Asàlsàstems infra-
ge gestellt. Doch das Parlament geht mit der neuen Regelung viel weiter, 

REPUBLIK 3 / 6

https://www.srf.ch/news/schweiz/abschaffung-der-stempelsteuer-nationalrat-versenkt-weitergehende-steuersenkungsvorlage
https://www.blick.ch/schweiz/geheime-impfvertraege-pharmalobby-hofft-aufs-stoeckli-id17041682.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=55171
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=55171
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=55210
https://www.tagesanzeiger.ch/pfizer-waelzt-risiken-auf-kaeufer-ab-grosse-unterschiede-bei-preisen-567658377087
https://twitter.com/eh_den/status/1419654781598064641?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1419656640719212551%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es2_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.tagesanzeiger.ch%2Fpfizer-waelzt-risiken-auf-kaeufer-ab-grosse-unterschiede-bei-preisen-567658377087
https://twitter.com/eh_den/status/1419654781598064641?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1419656640719212551%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es2_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.tagesanzeiger.ch%2Fpfizer-waelzt-risiken-auf-kaeufer-ab-grosse-unterschiede-bei-preisen-567658377087
https://www.srf.ch/news/schweiz/hilfsorganisationen-enttaeuscht-parlament-verbietet-gefluechteten-das-reisen-und-wird-kritisiert
https://www.srf.ch/news/schweiz/hilfsorganisationen-enttaeuscht-parlament-verbietet-gefluechteten-das-reisen-und-wird-kritisiert
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/sem/rechtsetzung/aig-reisen-va.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/sem/rechtsetzung/aig-reisen-va.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153953
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153953


denn dadurch werden auch Zusammenkün«e von Familienmitgliedern er-
schwert, die in verschiedene Schengen-Staaten geTüchtet sind.

oie es Reitergeat: Das Gesetz ist bereit für die Schlussabstimmung am 
Ende dieser Wintersession. Die Schweizer Flüchtlingshilfe kritisiert, das 
Reiseverbot sei unvereinbar mit den Grundrechten, etwa der Bewegungs-
freiheit  und  dem  Recht  auf  Familienleben.  Auch  das Flüchtlings-
hilfswerk der Vereinten Nationen fordert den Bundesrat nun auf, in den 
Ausführungsbestimmungen keine weiteren Einschränkungen vorzuneh-
men. Beide Lrganisationen verlangen, dass das Staatssekretariat für Migra-
tion den verbleibenden Spielraum auf Verordnungsebene nutzt, um drin-
genden Fällen Auslandsreisen erlauben zu können.

MenteöanikBKhrüthriuW: Stlnmerüt Ribb GusnüaWe
ohruW es geat: Nach dem Willen des Ständerats sollen gentechnisch ver-
änderte Lrganismen, denen keine artfremde DNA eingefügt wurde, von der 
Verlängerung des Gentechmoratoriums bis Ende 2025 ausgenommen wer-
den.

oüruW Sie müs Rissen WIssen: Seit der Annahme einer Volksinitiative 
2005 dürfen gentechnisch veränderte Lrganismen in der Schweiz bloss zu 
Forschungszwecken angebaut werden. Um Grundsatz sind sich National- 
und Ständerat einig, das Gentechmoratorium nun ein viertes Mal um vier 
Jahre zu verlängern. Die kleine Kammer will allerdings eine Ausnahme-
: Hauchdünn mit 21 zu 21 Stimmen und Stichentscheid von Ratspräsident 
Chomas He«i (FDP) sprach sie sich dafür aus, den Einsatz der Genschere 
!risprN!ASO zuzulassen. Bundesrätin Simonetta Sommaruga warnte ver-
geblich, die Risiken der Methode seien noch zu wenig bekannt. Für die Aus-
nahme hatte sich im Vorfeld der Parlamentsdebatte der neue Verein »Sor-
ten für morgenx starkgemacht, dem die Grossverteiler Migros und !oop, 
die Agrargenossenscha« Fenaco sowie die Verbände der Lbst-, Gemüse- 
und KartoÖelproduzenten angehören. Forscherinnen der ECH wollen zu-
letzt erkannt haben, dass die Bevölkerung Gentechnik zunehmend akzep-
tiere.

oie es Reitergeat: Der Nationalrat, der im September sehr deutlich für 
eine weitere Verlängerung des Moratoriums gestimmt hatte, wird in der 
Frühlingssession erneut über das Gentechnikgesetz beraten. Angesichts 
der klaren Stimmenverhältnisse bei der ersten Debatte würde es überra-
schen, wenn er im März eine Ausnahme für die Genschere !risprN!ASO vor-
sähe.

Kemiendzrmerung: NedIrRhrter bünöieren «üWvügne
ohruW es geat: Zwei Monate vor der Abstimmung über den Ausbau der 
staatlichen Medienförderung haben die Befürworterinnen ihre Argumente 
präsentiert. Für ein Ja warben sowohl Bundesrätin Simonetta Sommaruga 
als auch ein Komitee mit Vertretern aller Parteien mit Ausnahme der SVP.

oüruW Sie müs Rissen WIssen: Um Juni hat das Parlament beschlossen-
, die unter einer strukturellen Finanzierungskrise leidenden privaten Me-
dien stärker zu unterstützen. Gedruckten Zeitungen und Zeitschri«en sol-
len durch eine Zustellermässigung kün«ig insgesamt 120 Millionen Fran-
ken pro Jahr zugutekommen und Lnlinemedien mit 30 Millionen geför-
dert werden. Dagegen sammelten sowohl die »Freunde der Verfassungx als 
auch der Verein »Nein zu staatlich –nanzierten Medienx erfolgreich On-
terschri«en. Nun haben die Befürworter den Abstimmungskampf eröÖnet. 
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Medienministerin Sommaruga sagt über das Förderpaket: »Es sorgt dafür, 
dass auch in Zukun« über alle Regionen des /andes berichtet wird.x An 
einer weiteren Medienkonferenz präsentierten Parlamentarierinnen von 
den Grünen bis zur FDP ihre Unseratekampagne: eine Ullustration, auf der 
Wilhelm Cell mit einer Schweizer Zeitung eine Mauer aus Fake News zer-
schlägt. Unsgesamt werben rund O0 Parlamentarier für ein Ja. 

oie es Reitergeat: Eine Prognose über den Ausgang der Abstimmung ist 
schwierig. Die Kantonalpräsidenten der FDP haben die Nein-Parole ge-
fasst, ebenso der Wirtscha«sdachverband Economiesuisse. Bei den mei-
sten anderen Parteien steht die Parolenfassung noch bevor, wobei die Zei-
chen bei der G/P und der Mitte auf ein Ja hindeuten und dieses bei den 
Grünen und der SP als sicher gilt.

«hn»ernäerüntRhrtungsinitiütiäe: ?ur eine 
-GbiOiIOung./ Megenährsöabüg tritt in «rüw
ohruW es geat: Der Bundesrat hat neue Bestimmungen »für besseren 
Schutz von Mensch und Omweltx auf Anfang 2022 in Kra« gesetzt. Es 
handelt sich dabei um den überarbeiteten, indirekten Gegenvorschlag zur 
Konzernverantwortungsinitiative. Grosse Schweizer Onternehmen müssen 
kün«ig ihre Bemühungen für Omweltschutz und Menschenrechte sowie 
gegen Korruption und Kinderarbeit dokumentieren. Für Schäden ha«en 
müssen sie allerdings nicht.

oüruW Sie müs Rissen WIssen: Die Konzernverantwortungsinitiative 
scheiterte vor einem Jahr nur am Ständemehr. Mit der Stimmenmehrheit 
im Rücken forderten die Unitiativbefürworterinnen in der Vernehmlas-
sung für die Omsetzung des Gegenvorschlags griPge Regelungen. Was der 
Bundesrat nun beschlossen hat, ist für sie aber eine »Alibiübungx mit viel 
zu vielen Ausnahmen: »Diese Regulierung wird Kinderarbeit nicht verrin-
gern.x Wirtscha«snahe Kreise hatten gewarnt, strenge Vorschri«en könn-
ten Klein- und Mittelbetrieben (KMO) Probleme machenQ diesen Beden-
ken hat die Regierung Rechnung getragen. Auch grössere Betriebe müssen 
allfällige Kinderarbeit nicht über die gesamte /ieferkette im Blick haben, 
sondern nur im Herkun«sland eines Endprodukts y es sei denn, es handle 
sich um »krasse Fälle, die ins Auge springenx.

oie es Reitergeat: Das Gesetz gibt den Firmen ein Jahr Übergangszeit. 
Die neuen Regeln gelten also erst ab dem Geschä«sjahr 2023. Die Schweiz 
könnte aber schon bald unter Druck aus dem Ausland kommen. Die EO 
arbeitet an einer neuen Richtlinie zur Onternehmensverantwortung, die 
von der Schweiz dereinst wohl übernommen werden muss: nicht nur, 
weil der Bundesrat im Abstimmungskampf zur Konzernverantwortungs-
initiative stets eine »EO-kompatiblex /ösung versprochen hatte, sondern 
auch, weil der Marktzugang für Schweizer Onternehmen an die Einhaltung 
von EO-Standards gekoppelt ist.

Stüütstrlger mer ohöae
Am Mittwoch hat das Parlament Ugnazio !assis zum Bundespräsidenten 
gewählt. Damit wird die Schweiz mit einem Arzt an der Regierungsspitze 
ins dritte Pandemiejahr gehen. !assis erhielt von der vereinigten Bundes-
versammlung 156 von 1O7 gültigen Stimmen. So viele Gegenstimmen er-
fahren in der Regel: Frauen und /inke. Doch als der Cessiner FDP-Vertre-
ter bei der Medienkonferenz am Mittwochnachmittag von einer Journali-
stin auf sein »nicht gerade berauschendes Resultatx angesprochen wurde, 
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zeigte er sich mit dem Ergebnis »sehr zufriedenx. Die Journalistin bohrte 
nach: Er lande doch auch bei Omfragen auf dem letzten Platz, ob er denn 
nicht an seinem Umage arbeiten möchte. Da wurde !assis ernst und staats-
tragend: »Uch bin mir lieber selbst treu, meinen Werten und meiner /inie, 
als populär sein zu wollen.x Salopp wirkte !assis hingegen, als er betonte, 
im problembeladenen EO-Dossier gebe es halt keine »–Ifertige magische 
/ösung R la Harrà Potterx. Wer will schon einen Zauberlehrling als Bundes-
präsidenten? /ieber einen Arzt, der sich nicht vor unpopulären Massnah-
men scheut. Buon successo, Presidente della !onfederazioneS

Illustration: Till Lauer
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